Wien, Donnerstag den 28. April 1881. 


XIV. Jahrgang. Nr. 17. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſcht 


ift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. 


(Pranumerati 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in d 


Als werthvolle Beilage werden dem 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 12 Na ö 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohue die 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr na 


ch vorheriger Vereinbarung. 


— Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
ionen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 

as Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 

Platte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben und beträgt 
fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 


Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. eg 


— Retlamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Znhalbt. 


Zur Regelung der Grundeigenthums-Verhältniſſe. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Erwerbs- und Einkommenſteuern, wenn fie auch von einem Gewerbe zu ent⸗ 
richten find, zu deſſen Betrieb eine Realität ſpeciell beſtimmt und eingerichtet 
iſt, werden deshalb nicht zu Realſteuern und genießen nicht das privilegirte 


Pfandrecht. (8 31, Abſatz 1 der C. O 
Literatur. 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zur Regelung der Grundeigenthums-Berhältniſſe.“) 


Deutſchland iſt nicht blos, wie allgemein anerkannt wird, bahn⸗ 
brechend vorgegangen in der Forſtwiſſenſchaft, die den deutſchen Forſt⸗ 
wirthen ihre Begründung verdankt, es hat auch noch ein anderes nicht 
minder großes Verdienſt um die Bodencultur ſich erworben, indem es 
auf dem Gebiete der Geſetzgebung ein Werk geſchaffen hat, das bisher 
noch kein anderes Volk, trotz des überall vorhandenen Bedürfniſſes, in 
dieſer Vollkommenheit nachgebildet hat; wir meinen die Geſetzgebung 
zur wirthſchaftlichen Regelung des Grundeigenthums durch das Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren. In das weite Gebiet dieſer Geſetzgebung fällt 
nicht blos die geſammte „Grundentlaſtung“ oder die Befreiung des 
bäuerlichen Grundbeſitzes von den Feudal⸗ und ähnlichen Laſten, ſondern 
auch die Gemeintheilung, die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die 
Ablöſung der Forſt⸗ und Weideſervituten, die Herſtellung der wirth⸗ 
ſchaftlichen, insbeſondere der genoſſenſchaftlichen Einrichtungen in der 
Landwirthſchaft (Wege, Waſſeranlagen), nicht minder wie in der Forſt⸗ 
wirthſchaft (Regelung der Nutzungsrechte, Waldgenoſſenſchaften u. dgl.) 
und im weiteren Umfange auch die gemeinſchaftlichen Einrichtungen und 
Anſtalten der Dorfſchaften (Pfarrdotationen, Schulgärten, Begräbniß⸗ 
plätze, Dorfwege und Dorfplätze, Hirtenhäuſer, Anſtalten für das Zucht- 
vieh, Brunnen und Waſſerleitungen, Gemeindebadſtuben, Baumſchulen 
für Obſt⸗ und Waldbau u. dgl.), ſoweit derlei Anſtalten und Einrich⸗ 
tungen bei Gelegenheit der Auseinanderſetzung neu begründet oder gere⸗ 
gelt und verbeſſert werden können; in gleicher Weiſe die Regelung der 
Fiſcherei, des Colonenweſens; endlich wird ſelbſt ein großer Theil der 
Landesmeliorationen, Flußregulirungen u. dgl., ſoweit es ſich dabei um 
die Ordnung der Rechtsverhältniſſe handelt, den Auseinanderſetzungs⸗ 
organen wegen ihrer durch die Erfahrung erworbenen beſonderen Befä⸗ 


*) Wir haben bereits in der Nummer 9, 1881, unſerer Zeitſchrift einen 
Auszug aus jener Denkfchrift mitgetheilt, welche der öſterreichiſche Reichsforſt⸗ 
verein über die Regelung der Grundeigenthumsverhältniſſe kürzlich veröffentlicht 
hat. Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes gerade in der Gegenwart glauben wir 
hier noch eine kurze Mittheilung aus der Einleitung und die Bemerkungen über 
die Provocation veröffentlichen zu ſollen. 


higung für derlei Geſchäfte ſelbſt außer den Fällen der Grundeigen⸗ 
thumsregulirung übertragen. 

| Das große Ziel dieſer Geſetzgebung iſt es, unter vollſtändiger 
Garantirung der den einzelnen Perſonen, Gemeinden und Anſtalten 
zuſtehenden Vermögenswerthe und nach dem Maßſtabe derſelben dem 
Grundeigenthum jene Form zu geben, welche dasſelbe am beſten geeig- 
net macht, die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe des Volkes zu befriedigen 
und die dazu erforderlichen Anſtalten und Einrichtungen zu ſchaffen. 
Das erfolgreichſte Mittel hiezu iſt die Schaffung beſonderer ausſchließend 
mit dem Gegenſtande betrauter Organe (General- und Specialcommiſſio⸗ 
nen) mit einem beſonderen, dem Gegenſtande genau angepaßten Wir- 
kungskreiſe, welcher ſehr weitgehende, ſtets aber an geſetzlich genau 
umſchriebene, meiſtens an eine vorhergehende Provocation geknüpfte 
Befugniſſe in ſich ſchließt, derart, daß während der Dauer der Aus— 
einanderſetzung, d. i. vom Zeitpunkte der Provocation an bis zu jenem 
Zeitpunkte, wo die Intereſſeuten in einen vollkommen geordneten Zus 
ſtand zurückverſetzt find, rückſichtlich aller die Auseinanderſetzung betref- 
fenden Angelegenheiten, Streitigkeiten, gerichtlichen und adminiſtrativen 
Maßregeln u. dgl. die Befugniſſe der gewöhnlichen Gerichte und Admi⸗ 
niſtrativbehörden auf die Auseinanderſetzungsorgane übertragen werden. 
| Man hat dieſe Geſetzgebung bisher angewendet unter den vber- 
ſchiedenartigſten ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſen. Die Gemein⸗ 
theilungen wurden begonnen unter Verhältniſſen, welche jenen unſerer 
Karſtländer, ſoweit die Eigenthums- und Beſitzverhältniſſe in Frage 
kommen, nicht unähnlich find, auf ausgedehnten, meiſt nur zur Vieh⸗ 
weide benützten Länderſtrichen, z. B. in den öſtlichen preußiſchen Pro— 
vinzen, mit einer faſt verkommenen, wirthſchaftlich ſehr tief ſtehenden 
landwirthſchaftlichen Bevölkerung; die Auseinanderſetzungen fanden ſtatt 
zwiſchen Staatsgut, Eigenthum des Großgrundbeſitzes, Gemeinde- und 
Gemeinſchaftsvermögen, Vermögen von Corporationen und Anſtalten und 
bäuerlichem Beſitz bis herab zu den Kleinhäuslern; bald im Gebirge 
mit vorherrſchendem Waldland, bald in den Ebenen mit Acker- und 
Wiesland und großen Weideflächen, in neueſter Zeit, zumal in der 
Form der Zuſammenlegung der Grundſtücke und der Gewannregulirung 
ſelbſt unter höchſt entwickelten, der Gartencultur gleichkommenden land— 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen mit ſehr zerſplittertem Parcellenbeſitz und 
höchſt mannigfaltigen Bodenwerthen in einer und derſelben Gemeinde, 
wie in den ſüdlichen preußiſchen Provinzen, in Hannover, in Hefjen- 
Kaſſel, in Braunſchweig, im Königreiche Sachſen, in den thüringiſchen 
Ländern u. ſ. w. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß auch dieſer Geſetzgebung, wie 
jedem Menſchenwerke, zumal in ihren erſten, noch in das vorige Jahr— 
hundert zurückreichenden Anfängen, mancherlei Gebrechen anhaften, dar⸗ 
unter iſt wohl das größere das Streben: die Theilung auf alle 
Gemeingründe, mit nur ſehr beſchränkter Ausnahme der Gemeinwaldun— 
gen, auszudehnen, wobei einerſeits das Intereſſe der Gemeinde als 
ſolcher oft zu wenig zur Geltung gelangte, andererſeits das Gemein⸗ 
ſchaftsvermögen ſelbſt dort, wo ein entſprechender Theil desſelben im 


Intereſſe der Land- und Forſtwirthſchaft hätte erhalten und nur einer 
Regulirung unterzogen werden ſollen, dem individuellen Eigenthum durch 
die Theilung vollſtändig geopfert wurde. Aber auch dieſe Fehler wur⸗ 
den bald erkannt und wenigſtens theilweiſe verbeſſert. Insbeſondere war 
es Thaer, „der Vater der Landwirthſchaft“, welcher mit ſicherer, 
richtiger und geiſtvoller Auffaſſung ſowohl der ſocialen als der land— 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe an die Stelle früherer Experimente in 
ſeinen Werken über die Gemeintheilung und in ſeinen erſten Entwürſen 
zur preußiſchen Gemeintheilungsorduung ein ſyſtematiſch geordnetes, wohl— 
durchdachtes Werk ſetzte. 

Die urſprünglich ganz vorzügliche Anlage der preußiſchen Gemein— 
theilungsordnung vom Jahre 1821, welche auch der Geſetzgebung aller 
übrigen norddeutſchen Länder zum Vorbilde gedient hat und theilweiſe 
auch in öſterreichiſchen und ungariſchen Geſetzen benützt wurde, ſowie 
die während einer mehr als fünfzigjährigen ununterbrochenen Durch— 
führung vorgenommenen Verbeſſerungen haben jener Geſetzgebung eine 
Vollkommenheit, den ausführenden Organen ein Verſtändniß und eine 
Sicherheit in der Anwendung der Geſetze und ihrer Durchführung unter 
den oben erwähnten verſchiedenartigſten Verhältniſſen gegeben, worin 
allein die außerordentlichen, in anderen Ländern kaum begriffenen und 
gewürdigten Erfolge derſelben ihre Erklärung finden. Nach den ftatifti- 
ſchen Zuſammenſtellungen ſind im preußiſchen Staate allein in dem 
Zeitraume von 1821 bis 1875 beiläufig zwei Millionen Grundbeſitzer 
mit einem Geſammtareale von zwanzig Millionen Hectar in die Gemein⸗ 
theilungen und Zuſammenlegungen einbezogen und wird in ſolcher Art 
beinahe das geſammte Grundeigenthum im Staate einer neuen wirth⸗ 
ſchaftlichen Vertheilung und Umgeſtaltung unterzogen. Ueberall ſind die 
noch zu Anfang des Jahrhunderts in ungeheuren Flächen vorhanden 
geweſenen Gemeindehutweiden — nicht in jener zweckwidrigen, die un— 
wirthſchaftlichſte Zerſplitterung des Grundbeſitzes ſchaffenden Form wie 
in anderen Ländern — ſondern in planvoller Weiſe getheilt oder zweck— 
mäßig regulirt, die gemeinſchaftliche Weide und die zahlloſen Servituten 
in Feld und Wald, die Nothwege und Ueberfahrtsrechte, die Holz- und 
Streubezüge in fremden Waldungen, die ſchädlichen Waldenclaven ſind 
beſeitigt, dem Staate, den Gemeinden und Corporationen, dem Groß⸗ 
grundbeſitze wie den kleinen Befitzern find ſervitutsfreie Beſitzſtände aus- 
geſchieden, die in Parcellen zerſplitterten Wirthſchaftsgründe ſämmt⸗ 
licher Beſitzer ſind, ſoweit es wirthſchaftlich nothwendig und zweckmäßig 
iſt, zuſammengelegt, die zur gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung und 
Benützung beſtimmten Grundflächen, insbeſondere die Gemeinſchafts— 
waldungen werden regulirt und unter paſſende Verwaltung geſtellt 
(Waldgenoſſenſchaſten), alle genoſſenſchaftlichen Auſtalten und Einvich- 
tungen zur beſſeren Bewirthſchaftung von Feld und Wald, wie ſie oben 
bereits aufgezählt wurden, ſind hergeſtellt und dauernd geregelt. Die 
früheren Fehler weitgehender Waldtheilungen ſucht ein neues Geſetz über 
Waldgenoſſenſchaften mit bisher freilich nur geringem Erfolg möglichſt 
gut zu machen. Man braucht nur die außerordentlichen Wirkungen, 
welche eine zweckmäßig ausgeführte Auseinanderſetzung in einer einzelnen 
Gemeinde hervorbringt, eingehend zu würdigen, die gänzliche Umgeſtal— 
tung und neue Vertheilung des Grundeigenthums mit allen neuen wirth— 
ſchaftlichen Einrichtungen und Reformen und alle dieſe Wirkungen 
zuſammenzuſtellen für die Fläche von zwanzig Millionen Hectar, um 
den von kundiger Seite, gemachten Ausſpruch gerechtfertigt zu finden, 
daß die Auseinanderſetzungen den preußiſchen Staat recht eigentlich zu 
dem gemacht haben, was er jetzt iſt, indem ſie in allen Provinzen einen 
freien Bauernſtand mit freiem, wirthſchaftlich wohlgeregeltem Grundbeſitz 
geſchaffen haben. 


Die Provocation. 


Die norddeutſche Geſetzgebung läßt die verſchiedenen Gruppen der 
Auseinanderſetzungen, nämlich: die Gemeiutheilung, die Ablöſung der 
Servituten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke, nur über Provo⸗ 
cation aller Betheiligten oder eines Theiles derſelben zu, und hat nach 
obigen drei Gruppen das Provocationsrecht verſchieden geordnet und 
zwar in der Regel wie folgt: 

a) für die Gemeintheilung, wenn dabei Ackerländereien betroffen 
werden, ſteht das Provocationsrecht dem vierten Theile der Betheiligten 
(nach Verhältniß der Antheile und ohne Rückſicht auf Kopfzahl berech⸗ 
net) zu; 

b) für die Servitutsablöſung: ſowohl dem Beſitzer des verpflich⸗ 
teten als jenem des berechtigten Gutes; 
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c) für die Zuſammenlegung der Grundſtücke: der einfachen Mehr- 
heit der Beſitzer nach dem Flächenmaße oder dem Steuercapital berechnet. 

Da gleichzeitig mit der Gemeintheilung auch die Zuſammenlegung 
der Grundſtücke erfolgen muß, ſofern eine Abfindung in Grund und 
Boden ſtattfindet, und die Auseinanderſetzungsbehörde hiezu die Zuſam— 
menlegung für erforderlich erachtet, ſo bewirkt die Provocation für die 
Gemeintheilung in der Regel auch ſofort die Zuſammenlegung der 
Grundſtücke, und da ferner in Norddeutſchland ſelbſt noch bis in die 
neuere Zeit in den meiſten in die Auseinanderſetzung noch nicht einbe— 
zogenen Gemeinden ähnlich wie in vielen öſterreichiſchen Gemeinden 
noch eine gemeinſchaftliche Weide, theils auf Gemeingründen, theils 
gegenfeitig auf Privatgründen, zum mindeſten nach der Ernte, ftatt- 
gefunden hatte, ſo erfolgte in Preußen bis zum Jahre 1872, wo das 
neue Geſetz über Zuſammenlegung der nicht einer Gemeintheilung unter— 
worfenen Grundſtücke erſchien, die Zuſammenlegung der Grundſtücke auf 
einer Fläche von zwei tauſend fünf hundert Quadratmeilen auf Grund— 
lage von Provocationen, zu welchen ſchon ein Viertel der Betheiligten 
geſetzlich berechtigt war. Auch nach der neuen Geſetzgebung, namentlich 
jener von Heſſen-Kaſſel, wo auf Grund der Verordnung vom 13. Mai 
1867 das Provocationsrecht in der Hauptſache nach obigen drei Grup— 
pirungen normirt iſt, erſolgen die meiſten Zuſammenlegungen in Ver— 
bindung mit der Gemeintbeilung auf Grundlage von Provocationen, zu 
welchen ſchon eine Minderheit (der vierte Theil) geſetzlich berechtigt iſt. 

Die außerordentlich günſtigen Erfolge dieſer Geſetzgebung recht— 
fertigen den Vorſchlag, daß auch bei uns das Provocationsrecht in 
gleicher Weiſe nach obigen drei Gruppen geregelt werde, zumal die 
bisherigen Erfahrungen den augenfälligen Beweis gelieſert haben, daß 
ein anderer Vorgang nicht zum Ziele führt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Erwerbs- und Einkommenſteuern, wenn fie auch von einem Ge- 
werbe zu entrichten find, zu deſſen Betrieb eine Nealitat ſpeciell 
beſtimmt und eingerichtet iſt, werden deshalb nicht zu Nealſteuern 
und genießen nicht das e Pfandrecht (F 31, Abſatz 1 
der 


C. O.). 


Das k. k. Oberlandesgericht in Prag hat mit Erledigung vom 
1. März 1880, 3. 6491, dem Recurſe der k. k. Finanzprocuratur 
noe. des Steuer-Aerars gegen den Beſcheid des k. k. Bezirksgerichtes 
Senftenberg vom 27. October 1879, 3. 9318, betreffend die Berech- 
nung und Vertheilung des für die Mühlrealität Nr. 136 in Senften⸗ 
berg erzielten Meiſtbotes im Betrage von 11.630 fl., inſoferne in dem— 
ſelben der vom k. k. Steueramte Senſtenberg angemeldete Erwerb- und 
Einkommenſteuerrückſtand im Betrage von 117 fl. 61 kr. in der bean⸗ 
ſpruchten privilegirten Rangordnung nicht zugewieſen wurde, ſtattgegeben 
und den Beſcheid in dem angefochtenen Punkte dahin abgeändert, daß 
der angemeldete Rückſtand an Erwerb- und Einkommenſteuer im Betrage 
von 117 fl. 61 kr. zur Zahlung auf den Meiſtbot überwieſen und 
unter die privilegirten Vorzugspoſten aufgenommen wird, weil, wie es 
ſich aus der Anmeldung des k. k. Steueramtes vom 23. September 
1879, Nr. 599, und deſſen Note vom 10. Jänner 1880, Nr. 12, 
ergibt, dieſer Erwerb⸗ und Einkommenſteuerrückſtand aus dem Jahre 
1878 und für das Jahr 1879 bis zur Feilbietung aushaftet, dieſe 
Erwerb⸗ und Einkommenſteuer von dem mit der veräußerten Realität 
verbundenen Mühlgewerbe vorgeſchrieben erſcheint, die Realität ſelbſt 
trifft und von ihr zu entrichten iſt, mithin ſchon deshalb kein geſetzlicher 
Grund beſteht, ſolche anders als eine eigentliche Grundſteuer zu be— 
handeln. Für dieſe Art der Behandlung ſpricht weiter, daß nach dem 
Hofdecrete vom 16. September 1825, J. G. S. Nr. 2132, den drei⸗ 
jährigen Rückſtänden an landesfürſtlichen Steuern, ohne Unterſchied der 
verſchiedenen Arten derſelben, auch außer dem Falle eines Concurſes 
ein geſetzliches Pfandrecht geſichert iſt; daß in dem Erwerbſteuerpatente 
vom 31. December 1812 dem Aerar jene Rechte vorbehalten werden, 
welche demſelben hinſichtlich der übrigen landesfürſtlichen Steuern gleich⸗ 
falls zukommen; und daß im § 31 des kaiſerlichen Patentes vom 
29. October 1849, R. G. Bl. Nr. 439, auch der Grundſatz aus⸗ 
geſprochen iſt, daß die Einbringung der Einkommerſteuer auf die für 
die Einbringung der directen Steuern vorgeſchriebene Art zu erfol⸗ 
gen hat. 

Den Reviſionsrecurſen mehrerer Tabulargläubiger gegen die vom 


k. k. Oberlandesgerichte verfügte Z uweiſung der vom k. k. 


in Senftenberg angemeldeten Erwerb- und Einkommenſteuer im Betrage 


von 117 fl. 61 kr. in privilegirter Rangordnung hat der k. k. oberſte 


Gerichtshof mit Entſcheidung vom 16. Juni 1880, 3. 6417, ſtatt⸗ 
zugeben und unter Abänderung der angefochtenen oberlandesgerichtlichen 
Erledigung in dieſem Punkte den dieſe Zuweiſung verweigernden Be⸗ 
scheid des k. k. Bezirksgerichtes zu Senftenberg vom 27. October 1879, 
3. 9318, aufrecht zu erhalten befunden, weil nach der auch in Execu⸗ 
tionsfällen anwendbaren Beſtimmung des § 31, Abſatz 1 C. O., nur 
die von dem Gute ſelbſt zu entrichtenden Steuern ein privilegirtes 
Pfandrecht genießen, die Erwerb- und Einkommenfteuer aber nicht von 
dem Gute, ſondern von dem auf dem Gute, beziehungsweiſe in dem 
dazu eigens vorgerichteten Gebäude betriebenen Müllergewerbe und dem 
aus dieſem Gewerbsbetriebe erzielten Einkommen, und zwar ſtets nur 
von Demjenigen zu entrichten iſt, der das Müllergewerbe, gleichviel ob 
als Eigenthümer der Mühlrealität oder als Beſtandnehmer factiſch 
ausübt, für den Fall der Nichtausübung des Müllergewerbes in einer 
Mühlrealität auch von der Entrichtung einer Erwerb- oder einer Ein⸗ 
fommenfteuer von einem nicht beſtehenden Einkommen keine Rede ſein 
kann. Die Erwerb- und Einkommenſteuer vom Mühlgewerbe und dem 
Einkommen aus demſelben ſtellt ſich daher jederzeit als Perſonalſteuer 
dar, auf welche die Beſtimmung des § 43, Abſatz 4 C. O., A: 
wendung findet und kann der Umſtand, daß das Gewerbe in einer 
Mühle, ſomit in einem zum Betriebe dieſes Gewerbes eigens ein— 
gerichteten Gebäude ausgeübt wird, der hievon zu entrichtenden 
Steuer ebenſo wenig den Charakter einer Realſteuer beilegen, als 
wenn es ſich um ein Schmiede-, Schloſſer⸗ oder ein anderes Gewerbe 
handelt, dies ebenſo zum Betriebe desſelben eigens vorgerrichtete 
Localitäten benöthigt, zumal jedes Gewerbe ein Local vorausſetzt, in 
welchem dasſelbe betrieben wird. Da die Erwerb- und Einkommenſteuer, 
wie erwähnt, nicht vom Gute, nämlich der feilgebotenen Realität an 
fich, entrichtet wird, fo kommt derſelben das im $ 31, Abſatz 1 C. O., 
den Realſteuern eingeräumte Vorrecht nicht zu Statten und erſcheint 
daher die im Beſcheide erſter Inſtanz ausgeſprochene Verweigerung 
der Zuweiſung derſelben aus dem Meiſtbote als privilegirte Forderung 
als gerechtfertigt, daher die diesfällige Entſcheidung erſter Inſtanz auf- 
recht zu erhalten war. Jur. Bl. 


Titeratur. 


Adolph Nitter von Obentraut, Landtags- und Reichsraths-Abgeord⸗ 
neter. Syſtematiſches Handbuch der öſterreichiſchen Sanitätsgeſetze, 
alle giltigen Geſetze und Verordnungen über das Sanitätsweſen 
enthaltend. Zweite, vielfach vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
Wien 1881. Manz'ſche k. k. Hofverlags⸗ und Univerſitäts⸗ Buchhandlung. 

Wie ſehr praktiſch die Idee des Verfaſſers war, in einem nicht zu umfang⸗ 
reichen und koſtſpieligen Handbuche die wichtigsten Geſetze und Verordnungen 
über die Organiſation des öffentlichen Sanitätsdienſtes und die Handhabung 1 
Sanitätspolizei zuſammenzufaſſen, und wie zweckentſprechend ſelbe durchgeführt 
wurde, zeigt das Vergriffenſein der erſten Auflage desſeben binnen vier Jahren 
nach dem Erſcheinen derſelben im October 1876. In det That waren die bisher 
meiſt im Gebrauche befindlichen Handbücher entweder viel zu ſehr in's Detail 
gehend, wie jenes von Macher auf acht Bünde angelegte (welches auch zwei De⸗ 
cennien zur Vollendung brauchte, — erſchienen zu Graz 1852 bis 1872), — oder 
wie das ſehr reichhaltige von Dr. von Karajan und Wittelshöſer, blos für Nieder⸗ 
Oeſterreich berechnet, — oder wie das Schauenſtein'ſche Handbuch der öffentlichen 
Geſundheitspflege in Oeſterreich Wien 1863) zum Theil von den Fortſchritten 
der einſchlägigen Geſetzgebung überholt und andererſeits doch mehr für den Be⸗ 
darf der eigentlichen Sanitätsperſonen berechnet. Für das ſtattliche Gros aller 
Anderen, die ſich für das Sanitätsweſen intereſſiren, insbeſondere alſo auch die 
Verwaltungsbeamten und die autonomen Organe, denen durch das Geſetz ent⸗ 
weder Cooperation mit oder Controle der Sanitätsperſonen auferlegt iſt, hat 
der Verfaſſer vorzuſorgen fich zum Zwecke geſetzt und war dieſe Vorſorge um fo 


mehr an der Zeit, als die Geſetzgebung gerade in den zwei letzten Decennien 


durch neue, zum Theil höchſt wichtige Inſtitutionen und Verordnungen die 
Verſäumniſſe früheren Zurückbleibens mit Glück einholte. In der vorliegenden 
zweiten Auflage hat der Verfaſſer die mittlerweile aufgehobenen Sanitätsgeſetze 


eliminirt, dagegen die erſchienenen neuen (hierunter viele von Importanz, — ſiehe 
beiſpielsweiſe nur im vierten Abſchnitt die Geſetze und Durchführungsvorſchriften 


betreffend die Tilgung und Abwehr anſteckender Thierkrankheiten, namentlich der 
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Steueramte kann daher dieſe Auflage mit gutem Recht als dem heutigen Stande der Legis⸗ 


lation entſprechend bezeichnet werden. R 
Franz Joſeph Schaffer, weiland k. k. Finanz⸗Oberinſpector. Das 
Hauſirgeſetz im Zuſammenhange mit den ſeither erfloſſenen nachträg— 
lichen Erläuterungen und den ſonſtigen auf dasſelbe Bezug nehmenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen. Dritte berichtigte und vermehrte Auflage. Wien 1881. Manz. 
In dieſer neuen Auflage der auch für die Verwaltungskreiſe nutzbaren 
Monographie des Verfaſſers (welcher auch durch ſein „Hilfsbuch für den Finanz⸗ 
dienſt überhaupt und insbeſonders zum Dienſtunterrichte für die k. k. Finanz⸗ 
wache, vierte Auflage 1879“ Linz — Wien, Manz, — und feine „Weg⸗, 
Brücken⸗ und Fährten⸗Mauthvorſchriften u. ſ. w. zweite Auflage 1874“ eben⸗ 
daſelbſt — ſich als verſtändiger Compilator für den praktiſchen Gebrauch bewährte) 
erſcheinen die ſeit dem Erſcheinen der zweiten Auflage — 1874 — bis Ende 
October 1880 erfloſſenen Erläuterungen des Hauſirpatents und ſonſtigen 
geſetzlichen Beſtimmungen da, wo gehörig, eingefügt und durch das ſohin comple— 
tirte ſorgfältige Nachſchlageregiſter die Orientirung über den dermaligen Stand 
der diesbezüglichen Vorſchriften erleichtert. R. 


Dr. Adam Freiherr von Budwinski, k. k. Sectionsrath. Ver- 
waltungsgerichtshofs-Erkenntniſſe, nach $ 6 des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. ex 1876 Nr. 36, geſchöpft ohne vorausgegangene münd— 
liche Verhandlung. Erſtes Heft. Jahrg. 1876-1878. Wien 1881. Manz. 

Im Nachhange und Anſchluſſe an die bereits vier ſtattliche Bände fül⸗ 
lenden Erkenntniſſe unſeres Verwaltungsgerichtshofes, nach gepflogener münd— 
licher Verhandlung — veröffentlicht der Verfaſſer im vorliegenden er ſten 
Hefte die in den Jahren 1876, 1877 und 1878 geſchöpften Erkenntniſſe ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung, — laut deren die angeſochtene 
Entſcheidung oder Verfügung nach $ 6 des obeitirten Geſetzes wegen bei Abſchluß 
des ſchriftlichen Vorverfahrens hervorgekommener Mängel a) Actenwidrigkeit 
oder b) Ergänzungsbedürftigkeit des Thatbeſtandes, c) Außerachtlaſſung weſent⸗ 
licher Formen des Adminiſtrativ-Verfahrens — aufgehoben und die Behebung der 
Mängel, ſohin Fällung der neuerlichen Entſcheidung oder Verfügung angeordnet 
worden iſt. Treffend hebt der Verfaſſer im Vorworte hervor, daß insbeſondere 
die sub b) und e) angeführten Mängel des Verfahrens „es mit ſich bringen, daß 
bei Erörterung derſelben die entſprechende geſetzliche Beſtimmung über die be— 
ſondere Form des Verfahrens, oder, da in vielen Adminiſtrativ-Angelegenheiten 
eine befondere Verfahrensart ausdrücklich gar nicht vorgezeichnet iſt, der aus den 
materiellen Beſtimmungen der ... maßgebenden Gefetze und Verordnungen ab- 
geleitete zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes führende Vorgang in Betracht gezogen 
werden muß, wodurch dieſe Erkenntniſſe .. . . zur Klarſtellung der Grundzüge 
des Adminiſtrativ⸗Verfahrens weſentlich beitragen“ Wir gehen noch weiter, und 
halten die Sammlung für ein hochſchätzbares Unicum in der Richtung, um in 
einer bisher ganz im Dunkeln verbliebenen Partie des Verwaltungsrechtes und 
Verwaltungs⸗Streitverſahrens, nach der formalen Seite der Verfahrensart 
und der Beweisherſtellung, Licht zu bringen und jenen mit dem Decernate 
in ſämmtlichen Verwaltungszweigen betrauten Organen die höchſt willkommenen 
Fingerzeige für die praktiſche Anwendung zu bieten, welche ſie diesfalls ſchmerz⸗ 
lich vermißt und bislang vergeblich erſehnt haben. Es iſt nun an ihnen, aus 
dieſer neuen, reichhaltigen Quelle zum Nutzen der Geſammtheit fleißig und ein⸗ 
ſichtig Belehrung zu ſchöpfen — und fehen wir der vom Verfaſſer laut des 
Titels in Ausſicht geſtellten Fortſetzung der Sammlung mit berechtigtem Intereſſe 
entgegen. R. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landesgeſetz» und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier— 
mark. 
XI. Stück. Ausgeg. am 9. November. 
23. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermack vom 23. Oetober 
1880, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärk. Landtages 
vom 1. Juli 1880 bezüglich der, der Stadtgemeinde Graz zur Ausführung 
eines neuen Schulhausbaues in der Marſchallgaſſe ertheilten Bewilligung zur 
Aufnahme eines Darlehens bis zum Höchſtbetrage von 132.000 fl., — und behufs 
theilweiſer Rückzahlung desſelben zur Veräußerung von ſtädtiſchen Realitäten im 
Geſammtwerthe von 82.500 bis 84.500 fl. 
24. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 23. October 
1880, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärk. Landtages 
wegen Abtretung eines zur landſchaftlichen Taubſtummen-⸗Lehranſtalt gehörigen 


Rinderpeſt, vom 29. Februar und 12. April 1880 u. ſ. w.) aufgenommen, — und Grundes an die Stadtgemeinde Graz zum Zwecke der Grazbach⸗Regulirung. 


XII. Stück. Ausgeg. am 14. November. 

25. Geſetz vom 23. October 1880, betreffend die Erhaltung der in Folge 
der Landesgeſetze vom 26. Auguſt 1864, 31. December 1875 und 26. Mai 
1878 zur Erzielung eines geregelten Flußlaufes am Ennsfluſſe ausgeführten Regu⸗ 
lirungsarbeiten und Schutzbauten. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 4. December. 

26. Kundmachung der k. k. ſteiermärkiſchen Statthalterei vom 24. November 
1880, betreffend die Einhebung der Landesumlage auf den Verbrauch von Bier 
und gebrannten Flüſſigkeiten am Lande außerhalb der Hauptſtadt Graz im 


Jahre 1881. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 30. December. 


27. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. December 
1880, betreffend die Erhöhung der Gebühr für die Fahrten aus den Städten 
Pettau und Friedau zu den gleichnamigen Eifenbahnhöfen. 


Landesgefetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
XV. Stück. Ausgeg. am 12. October. 
18. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Graz vom 3. October 1880, 
betreffend das Poſtrittgeld. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 19. October. 
19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 12. October 
1880, Nr. 1290 Präs., betreffend die Befreiung der Beamten der kärntn. Handels⸗ 
und Gewerbekammer von der Verpflichtung zur Leiſtung von Landes- und Grund- 
entlaſtungs⸗Umlagen auf die Einkommenſteuer von ihren Amtsbezügen und Ruhe⸗ 


genüſſen. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 30. October. 


20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 25. October 
1880, Nr. 1330 Präs., betreffend die für das Jahr 1880 beſchloſſenen und Aller⸗ 
höchſt genehmigten Umlagen für den Landes- und Grundentlaſtungsfond im Her- 
zogthume Kärnten. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 20. November. 
21. Geſetz, wirkſam für das Herzogthum Kärnten, womit die Stadtgemeinde 
Klagenfurt ermächtigt wird, eine Auflage von 41 Krenzer vom Zinsgulden ein- 
zuheben. 


XIX. Stück. Ausgeg. am 14. Deeember. 

22. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Klagenfurt vom 9. Decem⸗ 
ber 1880, 8. 8761, betreffend die Erhöhung des Gebühren⸗Tarifes für die Drau- 
überfuhr des Anton L. Moritſch bei Untervellach. 

XX. Stück. Ausgeg. am 18. December. 

23. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten im Herzogthume Kärnten 
vom 14. December 1880, Z. 1568 Präs., über feinen Dienſtantritt. 

24. Geſetz vom 28. November 1880, wirkſam für das Herzogthum Kärn- 
ten, wodurch das Krankenhaus Erzherzogin Marie Valerie in Wolfsberg als 
eine öffentliche Heilanſtalt erklärt wird. 

25. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Kärnten vom 15. De⸗ 
cember 1880, Z. 8613, betreffend die Ermächtigung der Gemeinde Althofen zur 
Fällung von Schuberkenntniſſen. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 28. December. 

26. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von Kärnten vom 24. De⸗ 
cember 1880, Z. 9221, betreffend den für das Jahr 1881 beſchloſſenen und Aller- 
höchſt genehmigten 20percentigen Landeszuſchlag zur Verzehrungsſteuer von Wein, 
Wein⸗ und Obſtmoſt und Fleiſch. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 30. December. 

27. Geſetz vom 14. December 1880, wirkſam für das Herzogthum Kärn- 
ten, betreffend die Theilung der Ortsgemeinde Schwarzenbach. 

28. Geſetz vom 14. December 1880, womit die Trennung der Steuer⸗ 
gemeinden Schwabegg und Heiligenſtadt von der Ortsgemeinde Moos verfügt wird» 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern 
Heinrich Freiherrn von Haymerle das Großkreuz des St. Stefans⸗Ordens tax⸗ 
ſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihren Cabinetsdirector, Staatsrath Adolf 
Freiherrn v. Braun zum Kanzler des Ordens vom goldenen Vließe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem erſten Sectionschef des k. und k. Miniſteriums 
des Aeußern Benjamin von Källay die Würde eines geheimen Rathes taxfrei 
verliehen. 

> Seine Majeftät haben dem Miniſterialſecretär im Reichsfinanzminiſterium 
Alois Tranger taxfrei den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Bernard Pitter und Joſef Za⸗ 
ſtiera zu Oberfinanzräthen der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Graz Karl Herbſt an⸗ 
läßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
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Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Graz Guſtav Ritter 
von Crollolanza zum Statthaltereirathe der dortigen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär der Samborer Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Kaspar Sowinski anläßlich deſſen Penfionirung das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtofficialen Philipp Bachmann und Ignaz 
Schuſter in Wien das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der öſterr. Staatseiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft Johann Karl Swoboda das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens und 
dem dortigen Ingenieur Otto Böhm das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten Franz Blazek zum 
Rechnungsrathe bei der k. k. Direction der Güter des Bukowinaer griechiſch⸗orient. 
Religionsfonds in Czernowitz ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die erledigte Stelle eines 
Cuſtos an der Univerſitäts⸗Bibliothek in Graz dem Seriptor dieſer Bibliothek 
Georg Schmid verliehen und den Amanuenſis Dr. Anton Schloſſar zum 
Scriptor, den Dr. Koelle zum Amanuenſis dieſer Bibliothek ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Sebaſtian Stehlik 
Ritter von Cenkow zum Finanzſecretär, dann die Finanzeommiſſäre Johann 
La vacek und Wenzel Lagler zu Finanzobercommiſſären der böhmiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter kat den Controlor der Finanz⸗Landescaſſe in Brünn 
Wilhelm Scheu zum Director dieſer Caſſe ernannt. 


Erledigungen. 

Primararztesſtelle im allgemeinen Krankenhaufe in Klagenfurt mit 500 fl., 
bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 89.) 

Verwalters⸗ und Caſſiersſtelle beim k. k. Lottoamte in Graz, eventuell bei 
einem anderen Lottoamte mit der achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 8. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 90.) 

f Officialsſtelle bei der Grazer Polizeidirection mit der zehnten, eventuell 
eine Kanzliſtenſtelle in der eilften Raugsclaſſe, bis 25. Mai. (Amtsbl. Nr. 93.) 

Poſtofficialsſtelle im Bezirke der k. k. Poſtdirection für Oeſterreich unter 
der Enns mit 900 fl. Jahresgehalt gegen Caution, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 94.) 

Zoll oberamtscontrolorsſtelle beim Hauptzollamte in Wien in der achten 
Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 94.) 


Sveben iſt erſchienen im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles, 
Wien, I., Bauernmarkt 11: 


Beſterreichiſche Zuſtizgeletze 


mit Erläuterungen aus der oberſtgerichtlichen Rechtsſprechung 


von Dr. Leo Geller. 


Ein ſtarker Band von 124 Bogen auf Draht geheftet, elegant und dauerhaft in 
1 Band Halbfranz geb. Preis 6 fl. 80 kr., in 2 Halbfranzbände geb. 7 fl. 50 kr., 
in 5 Leinwandbände geb. 8 fl. und br. 6 fl. 
Inhalts-Ueberſicht: 

Verfaſſungs- und Staatsgrundgeſetze; Eivilrechtsgeſetze: Allgemei⸗ 
nes bürgerliches Geſetzbuch, Reichs- und Landesgeſetze über Waſſerrecht, 
Privilegiengefetz, Marken⸗ und Muſterſchutzgeſetz ꝛc. ꝛc. 

Handelsrechtsgeſetze: Wechſelorduung, Handelsgeſetzbuch, Vereins-, Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗, Börſegeſetz, Vorſchriften über Verſicherungsanſtalten ꝛc. ꝛc. 

Gefege, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit: Notariatsordnung, 
Geſetz über Verfahren außer Streitſachen, Grundbuchsgeſetz ꝛc. ꝛc. 

Civilproceßgeſetze: Gerichtsverfaſſungs⸗ und Jurisdictionsgeſetze, Allgemeine 
und weſtgaliziſche Gerichtsordnung nebſt den Geſetzen über die beſonderen 
Proceßarten, Concursordnung ꝛc. ꝛc. 

Strafgeſetz, Wreßgefetz: Waffenpatent, Wuchergeſetz ꝛc. 

Strafproceßordnung: Geſetz über Bildung der Geſchwornenliſten, Militär⸗ 
Jurisdictionsnormen, Disciplinargeſetz ꝛc. ꝛc. 

Alles ſammt vollſtändigen Novellen. 

Die gründliche, gewiſſenhafte Arbeit verdient, daß ihr allgemeinſte 
Verbreitung zu Theil wird, welch' letztere auch durch den außergewöhnlich billig 
geſtellten Preis (124 Bogen compreſſen aber deutlichen, leicht lesbaren Druckes 
incluſive dauerhaften Einbandes 6 fl. 80 kr.) ermöglicht wird. 

— . — —— — — EG] 
Im Verlage der Manz’schen k. k. Hofverlags- und Univer- 

sitäts-Buchhandlung in wien sind soeben erschienen und durch 

alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Conrad, Dr. Otto, Hof- und Gerichtsadvocat in Wien, die Prioritätsabtre- 
tung in ihrer Wirkung auf Zwischenhypotheken. Eine Studie 
über $ 30 des österr. Grundbuchsgesetzes vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 95. Umfang 6 Bogen 8. geh. Preis 1 fl. 
Leonhardt, Gustav, Generalsecretär der österr.-ungar. Bank, die gesetz- 
liche Begründung des Check -Systems in Oesterreich. 
Ein über Aufforderung erstattetes Gutachten. 2 Bogen gr. 8. 
geh. Preis 50 kr. 


Nowak, Dr. Rudolph, Hof- und Gerichtsadvocat in Wien, die Vorrangs- 


einräumung. Separatabdruck 
Gerichts-Zeitung. 2 Bogen 8. geh, 


aus der Allgemeinen österr. 
Preis 30 kr. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


